
II :l93~ der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nati{)nal~ 
... ' XIll. Gesetzgebungsperiode 

DER BUNDESMINISTER FüR FINANZEN Wien, 1973 08 22 

'l Z" 6176-Pr .. 2/1973 

An die 

Kanzlei des Präsident'3n 
des Nationalrates 

Parlfu"D.ent 
\-1 i e n , 1 .. 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Kraft und Genossen vom. 

11 o Juli 1973, Nro1423/J, betreffend steuerliche Begünstigungen 

für Grenzgänger, beehre ich mich mitzuteilen-: 

Zu..nächstirläre ganz allgemein zu bemerken, daß die heimische 

Volkswirtschaft mit dep Grenzgängern Arbeitskräfte verliert, 

die meist im Inland und mit inländischen I"Ii tteln ausgebildet 

\"rurden .. Hiedurch besteht häufig die Notvlendigkei t, ar1. deren Stelle 

Gastarbeiter zu beschäftigen, eine Konsequenz, die vom Standpunkt 

der österreichischen Volks\'lirtschaft ~vohl kaum zu begrüßen ist., 

Es kann auch nicht sinnvoll erscheinen, i"ienn Österreich einer·­

seits den durch den Abgang VOll Arbeitskräften -,insbesondere 

in den süddeutschen Raum - bedingten Engpaß in der wirtschaft­

lichen Entvlicklung so weit als möglich zu beseitigen versucht 

und anderersei ts gleichzeitig die beruflic,he Tä tigkei t von in 

den österreichischen Grenzgebieten ansässigen Personen im 8..."l­

grenzenden Ausland durch steuerliche Begünstigungen noch weiter­

gehend fördert. Unter diesen Gesichtspunkten betrachtet, ,·lir·d 

man da..'l-ler keine \-lei teren einkommensteuer lichen BegU.nstiguJ1gen 

bezüglich der von den Grenzgängern 'im Ausland bezogenen Ar"bei ts-· 

einkünfte ervlarten dürfen. 

Im einzelnen wäre zu den in der gegenständlichen Anfrage ange­

regten Maßnahmen folgendes zu sagen: 

a) Zur Anregung, 1)ei Grenzgru1gel"n auch Beiträge zur freivfillig8n 

Krankenversicherung als Weroungslwsten gemäß § '16 11.08"- -1 Z. 4-

Einkommensteuergesetz 1972 anzuerkennen: 
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Gemäß § 16 Abs.1 Z.l~ EStG 1972 stellen Beiträge desVersicher­
ten zur Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krhl~en-, 
Unfall-, Pensions- und Arbeitslosenversicherung vlerbungskosten 
dar. Beiträge zur freiwilligen Krankenversicherung sind nach 
Maßgabe der Bestimmungen des § 18 EStG 1972 als Sonderausgaben 
abzugsfähig. Es wäre nicht einzusehen, warum von diesem allge­
mein gültigen Grundsatz eine gesetzliche Ausna..'lJ.me für Grenz­
gänger dahingehend geschaffen werden sollte, daß untergewis­
sen Voraussetzun.gen auch Beiträge zur freiwilligen Kranken­
versicherungals Werbungskosten zu behandeln sind, zumal doch 
der Um.stand, daß in anderen Staaten auf Grund sozial-recht-· 
licher Vorschriften hinsichtlich der Pflieht zur Kr~~enver­
sicherung eine andere Regelung als in Österreich besteht, 
keinen Anlaß bieten kann, deshf.1.lb ö s t e r r e ich i s c 11. e 

Abgabenvorschriften zu änderno 

. b) Zur Anregung, Zuschüsse, die Grenzgänge:r auf GruTl.d. lohnreeht-
l -icheI'" Vo ...... !=:chr· ft TI . '}1'8 ll' .. 1--. • -t-C'.r\l)e"Y' .... -~ t'-"~:r:1 -f'~rp'''''i ~'T'; -.Ll"; cer" 

.L. .L...,. l' e von 11 .. ,n ~lueJ .. ,.:::>t:, . .LU :'::1U .. • L •• "-'_·'f.·'·· -'-6'-J. 

Krankenversicherung erhalten, für e:i..nJcoTIuIiensteuerfrei zu er-­
klären: 
Wie berEd ts er1::ä.hnt, können Beiträge zur f'reiv-lilligcrr Kranken-· 
versicherung nach rIaßgabeder BestiJ.IlI!l.ungen des § 18 EStG 1972 

als Sonderausgaben abgesetzt werdeno Es würde eine 1L."1gerecht-
. fertigte (doppelte) I'IinderUl1g des zu versteuernden Einkommens 
.bedeuten, wenn der Bezug von Mitteln für die Za'hlung von Bei­
trägen zu einer freh1illigen Krankenversicherung beim Arbei t­
nehmer einkommensteuerfrei v:äre und überdies auch noch die 
Zahlung dieser Beiträge selbst vom Versieherten a.ls Sonderaus­
gabe einkommensmindernd verrechnet werden könnte.. Im übrigen 
sind ja auch allf~llige Bezüge, die ein bei einem inländischen 
Arbei tgeber beschäftigter Arbeitnehmer zur Entrichtung VOll 

Beiträgen zu einer freil'lilligen K:cankenversicherung erhält~ 
nicht einkommensteuerfrei .. 

c) Zur Anregung, den .Arbei tneb...:merabsetzbet:.cag auch bei der Ein­

kommensbesteuerfu'"1g der ill Ausland erzielten Arbei tslöhD C der 
G •· h .., . ht:' ~enzganger zu _eruc~slc~~lgen: 

D· R h b ..!- "R (", ~7 ~e ee tfertigung des· Arbei tnebJiH.D:,absetz e "rages gema~" ~l :):,; 

Abs.8 EStG 1972 ist vor allem darin zu find:::.n, daß die ~Lohn-
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steuer des Arbeitnehmers bei. jeder Auszahlung des Arbeitslob.­

ne's ,einbehalten wird und der Arbei tnehmer somit grundsätzlich 

nicht die Möglichkeit der veranlagten Steuerpf1ichtigen hat, 

spätere Abschlußzahlungen zu leisten und somit den Vorteil 

eines Zinsengewin.l1es bzw .. eines reinvestierten Gewinnes zu 

erzielen .. Da den Grenzgängern dieselben Möglicbkei ten ~,de 

den vere..nlagten Steuerpflichtigen offen stehen~ fehlt es 

an einer sachlichen Rechtfertigung, den besagten Absetzbetrag 

auch bei den nicht dem Loh.."'lsteuerabzug unterliegenden Ar-' 

beitslöhnen der Grenzgänger zu berücksichtigen .. 

d) Zur Anregung, bei Grenzgängern die Freibeträge gemäß § 1+1 

Abs .. 3 EStG 1972 auch dann zu verrechnen ~ '\'I16nn kein dem 

Lohnsteuerabzug unterliegender Arbeitslohn bezogen vrurde: 

Wenn ein Steuerpflichtiger neben Einktiliften, die dem Lokl:­

steuerabzug l.mterlieg~n., noch andere Einkünfte bezieht, so 

muß grundsätzlich, . 1:md zVJa.r wegen (les progressiven Steuer­
.... a""'~ ""A!=' e'; ~le 1re .... ..,-~ 1'" g"""""" "ur 17''; ...., lro""""''' °nc.·';-ou, er ot-"'tt.·f'i nrl An v .. LJ.J .. ~.~) .'-.1. V. J .. cuJ. 0. l.U.J.5 LI . ~ ...... .l. ... " .. .ili.J.' ... "", ,-,'J~ _. C" CJ._~ ___ ~ .... _'· 

. Eine solche Einkommensteuerveranlagung unterbleilyt; grundsä.tz­

lieh nur dann? ,-reIm die Einkünfte, von denen kein Steuerab·· .. 

zug vorzuner...m.en ist, nicht mehr als S ',70000 betragen haben 

d .. E' nk -.. 1 t f1' h" T" 1"":' h .... o .er wenn ~m J. 'ommen 1tap~ ta ertre,gs ,euorp .J..lCJ. ·CJ.ge J!,ln.b.ürl1. l.Je 

VDn nicht mehr als S 5.000 enthalten sind. in diesen Fällen 
"riirde nämlich die sich im Veranla.g1.l.ngSi-leg eJ:'gebende Einkom-· 

mensteuersehuld die bereits im A"bzugm-Teg einbehaltene Ilohn­

steuer wenn überhaiTpt doch nur so geringfügig über··, 

.steigen, daß ein allfälliger Steuermehrbetrag die mit der 
Durchführung einer Einkommensteuerveranlagu.ng verbundene 

Verwaltungsmehrarbeit kaum rechtfertigen könnte .. Bei Grenz­

gängern, die l:eine dem IJolo...nsteuerabzug unterliegende Ein-

künfte beziehen, fehlt es an der Vo:~:"aussetz1..mg, daß d.ie im 

\-Jege des Lohnsteuerabzuges einbehaltenen Steuerbeträge in 

et\va jenen Betrag erreichen, der im \-lcge einer Einkorrurren-
.... . 1 . . ... . +- ""' sv e uerveran._8.gung vorz1.. SCnTeJ. '-.., e1.1. ~ Sv. .r:.s fehlt sohin in diesen 

Fällen &'} einer sachlichen Voraussetzlli"lg für eine u_uterschiecl·­

liehe Behandlung gegenüber allen an.deren Abg;ö.bepfl.i.cht:i.geD, 

deren. Einkünfte im Veranla.gungm·wg zur E:Lnkommensteu.er zu 
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erfassen sind und die ebenfalls keine dem Lohnsteuerabzug 
unterliegenden Einkünfte beziehen. Eine Gewährung der Frei­
beträge gemäß § 41 Abs.3 EStG 1972 in den angeregten Fällen 
würde daher eine Verletzung des von den Grenzg~~gern so oft 
bemühten Gleichheitsgrundsatzes unserer Verfassung bedeuteno 

e) Zur Anregung, die Begünstigung für SChmutz-, Erschwernis- und 
Gefahrenzulagen gemäß § 68 EStG 1972 auf Grenzgänger auszu­
dehnen: 

Nach der Bestimmung des § 68 Abs .. 5 EStG 19'72 sind in Über­
st1.mdenentlohnungen enthal te11.e Zuschlä.ge für' Mehrarbeit und 

Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit bei den 
in § 67 Abso 11 EStG 1972 genannten Personen unter sirmgemäßer 
Anwendung der Bestimmungen des § 68 Abs~1 bis 3 EStG 1972 

zu versteuern., Boll tm entgegeIl den Bedenken des Bundes­
ministeriums für Finanzen in d.iese AufzäJ:-.:.lung auch die 
'. , 

Schmutz-, Ersch\'1ernis- und Gefa.h.renzulagen aufgenommen \vBrden, 
müßte allerdings auf di.e Schvüerigl<::ei ten hingeuiesen ir/erden, 

die sich im Zusammen.hang mit den Überst'lmdenentlob .. nungen be-· 
't "t t b D" Q h' "1 "' .. '1 ' rel S Je zerge eu" J..Gse • .::>c~ wlerlg3:::el'~en DeSl;e leu e~neJ:.>-

seits da.rin, daß ausländische lohngestaltende Vorschriften 
grundsätzlich in Österreich kei.n.e Rechts~drktLngen aus;,;:;ulösen 

vermögen, anderseits eine freie Vereinbarung a.ber auch nur 

dann in lL'1wendu..'1g zu bringen 14äre, wenn diese der Kontrolle 

(durch Rechtshilfea.bkommen) der österreichischen Finanzver--
'waltung nicht entzogen ist. 

/ 
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